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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom25 .Juni1929.

BürgermeisterSeitz eröffnet nach6 UhrabendsdieSitzung. GR. Dr.
Dannebergerstattet einen Bericht über die Beitragsleistungder Gemeindezuden

Kosten von Ins tandhaltungsarbeiten an Wohngebäuden .Er führt aus : Das neue Mieten¬

gesetz bringt auf der einen Seite für mancheMieternicht unwesentlicheBelas¬
tungen,es soll nun auf der anderenSeite für die : . .in -Mieter eine gewisse Ent¬

lastungeintreten .Diessoll durcheine Beitragsleistungder GemeindezumInstand¬
haltungszins geschehen ,wenndieser Zins das ViertausendfachederFriedensmiete
übersteigt .Die Mittel hiezu werdenaus der Bodenwertaggabegenommen .Es soll kein
Rechtsanspruchfür deneinzelnenMieterfestgedagtwerden ,aber auchkeinOhjekt
der Fürserge entstehen .Daherwird nicht die Gruppefür Wohlfahrtswesen ,sondern
für Wohnungswesenden Rahmenfür diese Beitragsleistung bildenen WersolcheZu¬
schüssebekommt ,das soll nicht der Magistratallein entscheiden ,sondernessoll

dies unter die Kontrolle der gewählten Vertreter gestellt sein .Es ist eine Kom¬

mission vorgesehen ,in die die beiden Gemeinderatsparteiennach demProporzzusam¬
men3 Vertreter entsenden .Ausserdemschickendie HausbesitzerundMieterjeeinen
Vertreter .Die Kommission wird im Anfang kein leichtes Arbeiten haben .Sie hat ja

nicht allein für die künftigenMietzinssteigerungenvorzusorgen ,sondernauch
die schon in der Vergangenheit wirksam gewordenenErhöhungenzuberücksichtigen .

Es gibt auch viele Mieter ,die bezüglich des höheren Instandhaltungszinses freie
Ver einbarungen abgeschlossen haben und hier kann die Gemeinde wohl kaumZuschüsse

leisten .In vielen HäusernwurdenauchVerbesserungenundNeueinrichtungenge¬
schaffen ,durch die der Instandhaltungszins stark erhöht worden ist .Auch hier kom¬

men Zuschüsse der Gemeinde kaum in Frage . DerMagistrat wird in den nächsten Ta¬

gen eine Kundmachungveröffentlichen ,durch die alle Mieter aufgefordert werden ,
wennsie mehr als den viertausendfachen Instandhaltungszins zahlen ,sich beim
Wohnungsamtzu melden .Sie bekommendanneinenFragebogen ,der auszufüllenist und
der dem Magistrat als Grundlage für seine Anträge an die Kommission dient .DerMa¬
gistrat wird in den nächsten Wochen eine grosse Arbeit zu leisten haben ,die aber

sehr vielen Mieternzugutekommenwird .( LebhafterBeifall ) .
GR .Zimmerl( . . ) : DeMietengesetzgebungist wohlnicht SachederGe¬

meinde ,aber der Gemeinderathat sich wiederholtsehr ausführlichmit derMieten¬
frage befasst . Eswäre verlockend ,der Mehrheitheute vorzulesen ,wassie noch vor
denWahlenimJahre1927bezüglichderErhöhungderMietzinsegesprochenhat .
Eszeigtsich ,dasswirmitvollemRechtbehauptethaben,dassdieZwangsbewirt¬
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bewirtschaftungderWohnungeneinvolkswirtschaftlicherUnsinnist ,dersich
auch ungünstig auf die Arbeiter und Angestellten auswirkt .Aber für Sie war der

Mietenschutznie eine volkswirtschaftlicheFrage,sonderneine SachederWahltech
nik . SiehattendenWählernnichts anderesmehrzu sagenals jede Erhöhungdes
Mietzindesist für alle Zeitenausgeschlossen . WennmananIhrevolkswirtschaft¬
liche Vernunftappelliert hat ,dannwurdemanals Söldling der Hausherrenverleum¬
det . Siesind daher für den grossen Schaden ,der sich für die Volkswirtschaftund
für jeden einzelnen Bürger ergeben hat ,voll verantwortlich . Esist die Zahlder

WohnungslosenundWohnungssuchendennichtgeringergeworden,dafüraberdieZahl
der Arbeitslosen grösser .Dazukommtnoch die Verschiedenheit der Mietzinse ,die
himmelschreiendist .Gutsituierte zahlenoft nur dendreihundertfachenFriedenszin
arme Teufel den fünftausendfachen .Schliesslich ist die Gemeinde selbst Hausbe¬

sitzergewordenundhatsicheinemganzhübscheHausherrententezurechtgelegt.
Dannhaben Sie auch erklärt ,Sie wären schon für eine ReformdesMietengesetzes ,

aber mit der RegierungSeipel wellenSie nichts zu tun haben .DerBundeskanzler
ist nach demSprichwort „ DerGscheitere gibt nach "zurückgetreteh und so sind wir

heute bei dieser Reformahgelaggt .Aber für alles Elend ,dass sich aus derFerzö¬
gerung der Mie tenreform ergeben hat ,sind Sie verantwortlich . Wirwerden bei der

nächsten Wahl in der Lage sein ,Ihnen zahlenmässig nachzurechnen ,wie sehr Sie

die Volkswirtschaft geschädigt haben .( Beifall bei der Minderheit ) .
Die Vorlage ist wieder ein Beispiel für den Wiener Marxismus .Nirgends

finden wir einen Hinweisdarauf ,wie viel Zuschussgegebenwird ,werihnbekommt,
das .geht demGemeinderatnichts an ,das bestimmtlediglich derMagistrat ,
Dases sich bei der Bodenwertabgabeumeine Zweckabgabehandelt ,kommtnirgends
zumAusdruck .Der Herr Breitner will hier wieder seine Geschöft machen .DieBoden¬

abgabewird2 MillionenSchillingjährlichtragenundes sollennurandert-¬
halb Millionennnotleidende Mieter gegebenwerden .Wirsagen aber schonheute ,
dass wir mit aller Schärr -verhindern werden ,dass aus dieser Sache für dieGe¬
meinde ein Geschäft wird . DieKommissionm die wir heute wählen sollen ,wird gar

nichtszuentscheidenhahen ,sonderndasMachtinstrumentwirdderMagistratsein
DasnennenSie dann Demokratie .Wirkönnenfür diese Vorlagenicht stimmen .( Beifal

GR .Daffinger ( . . ) : DieChristlichsozialen haben immereiner Novellie¬
rung dessMietengesetzes das Wort geredet ,schon deshalb ,um die Ungleichmäs sigkei¬

ten zu besietigen ,die sich ergeben haben .Die Sozialdemckraten habenimmer
wiedergesagt,esdarf nichts novelliert werden ,obwohlgeradedie Menschen,die
zu vertreten die Sozialdemokratenvorgeben ,ab stärksten durchdie hohenUnstand¬
haltungszinsegetroffenwordensind .Jahrelanghabendie Sozial demokrateneine
vernünftige Reformdes Mietengesetzes verhindert und erst das Fiaske Ihrer Woh¬

nungspolitikhat sie zu dieser Nogellebewogen .Sie habenBundeshilfeverlangt
und sie ist .auch gewährt worden .Aber die Vorlage ,die heute hier beschlossen wer¬
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den soll,kann uns nicht befriedigen ,weil alles demfreien ErmessendesMagistra¬

tes überlassenist .Gegendieses freie Ermessenhabenwir hier sehr oftStellung
genommen ,weildie Bevölkerunges als eineHärteundSchikaneempfindet. AberSie
habendiese Bestimmungenüberall .Amdeutlichsten kommtdies in der Bauordnungzum
Ausdruck ,wo mehr als ein Drittel aller Bestimmungenauf das freie Ermessendes
Magistratesabgestimmtist . Wirkönnenfür denAntragnicht stimmen(Beifall ) .

GR .Dr .Wagner( . . ) erinnertandie AeusserungendesStadtratesWeber4
über ,hen Anteil die sozialistische Wiener Bauweise an dem Abbau der Woh¬

nungslosigkeit in Wien . ' zund an die Ankändigungdieses Stadtrates ,dasswenn
diese Bauweise 5 Jahre lang fortgesetzt werden würde ,es nach dieser Zeit in Wien

keineWohnungslosigkeitmehrgebenwerde .HeutehörenwirdasEingekenntniss,dass
diese damalige Auffassungein schwerer Irrtum war und es würdeder Mehrheitzur
Ehregereichen ,wennsie offenihre Schwänkungzugebenwürde .Wirhabendemgegen¬
über immerdenStandpunktdertreten ,dass es aus der Wohnungslosigkeitundauch
aus der Arbeitslosigkeit nur den einen Ausweggebe ,die private Bautütigkeitzu
ermöglichen .Undwir wollen hoffen ,dass das was Abg .Aus terlitz angeküngigthat ,
es werde aller Ertrag der Häuser wieder weggesteuert werden ,sich nicht bewhhr¬
heiten wird ,Was die Frage betrifft ,wieviel Wiener Häuser Zuschüsse zu zr den
Instandhaltungskosten erhalten werden ,so fehlt leider eine Statistik überdas
Alter ,über den Bauzustand und über die Mietzinse der Wiener Häuser .Aber ausder

letztenVolkszählungergibtsich ,dasseinVåertelderWienerHäuserälter als80
Jahre ist ,also gewiss grösserer Instandhaltungsarbeiten bedarf .Und es besteht

sehr wenig Hoffnung ,dass aus dem Ertrag der sogenannten Bodenwertabgabe alle die¬

se Häuserwiederin gebrauchfähigenZustandversetzt werdenkönnten .ImJahre1928

sind in 10lo Fällen Mietzinse bewilligt worden die über das 25oofache hinaus¬
gegangensind und manannehmen ,dass etwa in der Hälfte der Fälle ,also inrund

geringe
600 Fällen Mietzinse über looo bewilligt wordensind .Die ge/Zahl steht ineinem
krassenMissverhältniszu der grossenZahlder alten Häuserwasbeweist ,dassin
einer Reihe von Fällen grössere Instandhaltungsarbei ten ,obwohlsie notwendig
waren ,nicht beantragt wurden und es ist sicher anzunehmen ,dass nach demneuen

Mietengesetzder eineinhalb Millionenfondssehr stark in Anspruchgenommenwerden
wird . Wennmandie Reservedie für grössere InstandhaltungenderGemeindebauten
bewilligt wird und die etwa dreiviertel der voraussichtlichen Höhe des Aus¬

gleichsfondsbeträgt unddie Zahlder darausbestrittenenInstanhaltungen
zumVergleiche heranzieht ,so ergibt sich daraus ,dass aus demAusgleichsfonds
kaum mehr als 2000 bis 2500 Perteien werden befriedigt werden können .In Wirklich¬

keit handeltes sichgarnichtumeinenAusgleichsfonds,sondernumeinenFonds,
aus dem den schwerstbelasteten Parteien sehr kleine Entlastungen werden zuteil

werden .Von einem Ausgleichsfonds ist gar keine Rede mehr .Das soll die Bevöl - ¬
kerung erfahren und es soll der Mehrheit nicht leicht gemacht werden ,ihr en
durch die Tatsachen erzwungenen Rückzug vor der Oeff entlichtkeit zuverschlei¬
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ern(Zustimmung). Dr. WagnerbefasstsichsodannmitdeneinzelnenBestimmungen
derVorlageundwendetsihhvorallemdagegen ,dassdemfreienErmessendesMa¬
gistrates ein so weiter Spielraum gelassen werde .Auchdass ein Beirat einge¬

sdtzt wurde ,kannnicht befriedigen ,dennder Magistratist einerseits andas
GutachtendiesesBeiratesnichtgebundenandererseitswirdbeiderin derVorla
vorgesehehen Zusammensetzung der Beirat immer eine sozialdemokrateische Mehr¬

heit haben .Er bezeichnet ferner den Punkt1 des vorliegendenAntragesals un- ¬
klar undunzulänglichdaausdieserFormulierungnichtersichtlichwird,obauch
Gemeindebauten den Aus gleichsfonds in Anspruch nehmen können .Er beantragt den

Punktso zu fassen ,dassder Fondsnicht auchfür Gebäudein Anspruchgenommen
werdenkönne ,die imEigentumeiner Gebietskörperschaftodereiner vondieser
verwalteten Fonds stehen .Zum Schlusse stellte GR . Dr .Wagner fest ,dass keine Vor - ¬

lage üher den Mieterschizjemals vonder Regierungals unabänderlichhingestellt
worden nei und dass die Sozialdemokraten an der letzten Mietennovelle mitge¬

arbeitet haben und für sie daher auch die Verantwortung tragen . WennSie heute

nachdemSie geistig undmateriell einenbeschämendeNiederlageerlittenhaben,
das Bedürfnis fühlen ,PotemkinscheDörfer aufzubauen ,dann tun Sie dasallein ,

auf unsere MitwirkungkönnenSie nicht rechnen .WirwerdengegendenAntrag
stimmen( Beifallbei der . . )

GR. Dr .Dannebergbezeichnetes als eine ganzoberflächlicheAuffas¬
sungvonGeschichteundPolitik ,wennmanmeint ,dasdassungeheureInteresse
dass breite Bevölkerüngsschichten am Mieterschutz haben ,das Produkt demago¬

gischer Kunststücke der Sozialdemokraten sei .Der Mieterschutz ist in Wirklich¬

keit deshalb zumzentral wirtschaftlichen Problem in Oesterreich gewordenund
es wird ihm in breiten Schichten der Bevölkerung deshalb eine solche Bedeutung
beigemessen ,weil die Menschenüberzeugt sind ,dass sie die Belastungendie
sich aus einer Lockerung des Zins und Mieterschutzes ergeben nicht ohnewei¬
ters überwälzen können ,weil die Menschen befürchten ,dass ihr Reallohn ge¬

senkt werdenkönnte . Wirhaben in dieser Beziehunggar nicht umgelernt .Wenn
GR. Zimmerlgemeint hat ,wir hätten deshalb umgeschwenkt ,weil wir selbst Haus¬

herrengewordensind undeine nette Renteeinsteckenwollen ,so ist demgegen¬
überdaraufzu verweisen ,dass die Zinaberechnungin denGemeindehäusernaufder
Grundlage aufgebaut ist ,dass ein gleichmässiger Zins eingehoben wird ,damit

wenn es einmal zu grösseren Instandhaltungsarbeiten kommt ,sie ohne besondere
Belastungender Mieter durchgefführtwerdenkönnen .Es warauchder Sinnder
Novellierung des Mietengesetzes dass statt der individuellen Bestimmungdes
Instandhaltungszinses durch die Schlichtungsstellen generell solche Zinse fest¬

gestellt wurden dass sie als ausreichend für die Instandhaltung undVerwal¬
tungskostengelten müssen . DieFrage des Mieterschutzesist durch dieMietenno¬
velle gar nicht entscheeden worden ,entschieden wurde lediglich die Neurege¬

lungfürdieInstandhaltungderHäuser. Esist auchnichtrichtig ,wennbehaup¬
tet wird ,dass wür eine Aenderung dee Mieterschutzes bewilligen wollten ,aber
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nur nicht der RegierungSeipel .Wirhabenden Entwurf ,den die RegierungSeipel
vorgelegt hat ,wederin der Zeit in der Seipel Regierungschefwar ,nochauch
nachherzugestimmt.ManhaltesichdochnurvorAugenwasallesvonderRegierung
Seipel verweigert wordenist und was heute in der Mietenncvelle enthalten ist .
In dasWohnbauförderungsgesetzsind die Geneindeneinbezegenwerden ,derBetrag
für die Wohnbauförderungist umhundertMillionenSchilling vergrössertworden.
Eswurdeein Kuratoriumfür die Wohnbauförderungin dasGesetzaufgenommen,was
alles früherverweigertwurde,eswurdeeinsehrbrauchbaresEhteignungsgesetzge¬
schaffen ,die Skala der Mietzinse ,diein der Regierungsvorlagebis zum6ooofachen
ging ist auf das 3ooofache beziehungsweise 27oofache herabgesetzt wden .Diebe¬

rühmtenfreien Vereinbarungenwarenin der Regierungsvorlageganz allgemeinund
in jeder Formerlaubtundmanvergleiehewasdavonübriggebliebenist .Eineganze
ReihevonBestimmungendesMdstrechtessindfernerverbessertworden .DasGesetz
ist so geworden ,dass manes im ganzen als erträglich hinnehmenund darumpas¬

sieren lassen konnte .VonUmschmisskanngar keineRedesein .Wirsind imGegenteil
überzeugt ,dass das Gesetz im Zusammenhangemit den anderen geschaf fenen Gesetzen
eine Festigung der Anschauungen bringen wird ,die wir vertreten .Dr .Danneberg nimmt

sodann gegen den vom GR . Dr . Wagner gestellten Antrag Stellung indem er darauf

hinweist ,dass es einerseits sehr wenigeGemeindehäusergibt in deneneinMiet¬
zinsüberhooogezahltwirdunddassandererseitsdieGemeindedert,wogrosseRe¬
paraturen notwendig waren ,einen erheblichen Teil der Reparaturskosten auf sich

genommen hat . Esist wohl kaum anzunehmen ,dass die Gemeinde für ihre Bautend en

Ausgleichsfonds in Anspruch nehmen wird ,es ist aber nicht notwendig ,das aus¬

dürcklich festzustellen .Wenn GR .Zimmerl sich über die Unregelmässigkeit der Zins¬

bildung beklagt hat,so ist der Ausgleichsfonds ein geeignetes Mittel ,diegrossen
Unterschiedeauszugleichen .Die GrundlagevomLocofachenMietzinsist imKompro¬
missweg entstanden ,Eine Grundlage vom 35oofachen ,3ooofachen oder noch niedrigerem

Zins wäre natürlich noch besser .Ich bin gerhe bereit ,die Beschlussfassung über

die in Verhandlung stehende Vorlage zu vertagen ,wenn sich die Mitglieder der . L .
über eine niedrigere Grundlage einigen .Das freie Ermessen ist unbedingt not¬

wendigundkannnichtals MusterbeispieldesWienerMarxismusbezeichnetwerden.
Der Berichterstatter erläutert dann noch den Umfang der Aktion .Es werdenschät .
zungsweise anderthalb Millionen Schilling aufgewandet werden müssen ,dde demEr¬trag der Bodenwertabgde entspmechen .( Lebhafter Beifall ) .

Der Antrag Wagner wird abgelehnt ,die Vorlage beschlossen .
In die Kommissionwerden die GR .Reismann ,Swoboda( Sozialdemokraten )und

Daf inger ( . . )gewählt .
GR .Hedorfer berichtet über die Zuweisung der Bezirke XII bis XVin

den Sprengel des Zentralfriedhofes .
GR .Müller ( . . )stellt den Antrag,von dieser Zuweisung Meidling auszu . - ¬schalten . Der Antrag Müller wird abgelehnt ,der Referentenantragangenommen.

Schlussder Sitzung20 ' 15Uhr .
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